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Aus Kirgisien geflüchtete Usbeken: Hilfsorganisationen in Usbekistan verteilen Fladenbrote.

Hoffen auf russische Truppen
In Kirgisien könnte sich Moskau als Ordnungsmacht profilieren und seinen Einfluss in Zentralasien wieder stärken.
Doch Präsident Medwedew zögert. Gestern gab es in Kirgisien allerdings Gerüchte über eine Truppenverlegung.
CHRISTIAN WEISFLOG

MOSKAU. Der Kreml betrachtet
Mittelasien als seinen Hinterhof.
Mit allen Mitteln kämpft er gegen
den wachsenden Einfluss der USA
und Chinas. Doch nun, da Kirgi-
sien angesichts der ethnischen
Unruhen im Südes des Landes um
russische Soldaten bittet, zögert
Moskau einzugreifen. Die Unru-
hen seien eine innere Angelegen-
heit, sagte Präsident Medwedew
am Samstag. Mit dieser Begrün-
dung lehnte er die Bitte der kirgisi-
schen Übergangsregierung ab,
russische Truppen zu entsenden.
In jenem Moment war bereits klar,
dass die kirgisischen Sicherheits-
kräfte die Kontrolle über den Sü-
den des Landes verloren hatten.
Auch gestern kam es in Osch und
Jalal-Abad, den beiden grossen
Städten des Südens, zu Plünde-
rungen und Schiessereien.

Zehntausende auf der Flucht
Bei den Auseinandersetzungen

zwischen Kirgisen und Usbeken
kamen in den vergangenen fünf
Tagen über 120 Menschen ums
Leben, über 1500 wurden verletzt.
Augenzeugen gehen jedoch von
mehreren hundert Toten aus.
«Das ist ein Genozid», sagte eine
verzweifelte Usbekin gegenüber
Radio «Echo Moskwy» gestern.
Nachdem Usbekistan von Sonn-
tag bis gestern die Grenzen geöff-
net hatte, flüchteten rund 80000
Usbeken ins Nachbarland. Im oh-
nehin armen Süden Kirgisiens
droht eine humanitäre Katastro-
phe; das IKRK hat gestern einen
Hilfsappell erlassen.

Mit einem schnellen Eingreifen
hätte Russland manches Leid ver-

hindern können. Als in Osch am
Samstag das Gerücht über eine
baldige Ankunft russischer Solda-
ten zirkulierte, verringerte sich die
Zahl bewaffneter Männer auf den
Strassen spürbar. Doch die er-
sehnte Hilfe aus Moskau kam
nicht, das Morden ging weiter.

Testfall für Russlands Anti-Nato
Medwedews Zögern und auch

seine Begründung dafür erstaunt.
Denn Moskau hat in den vergan-
genen Jahren versucht, die ehe-
maligen Sowjetrepubliken in ei-
nem kollektiven Verteidigungs-
bündnis nach dem Vorbild der
Nato zu vereinen. Zu der Allianz
mit dem Kürzel ODKB gehört
auch Kirgisien. Auf russische
Initiative hin wurde unlängst die
Bildung einer schnellen Eingreif-
truppe beschlossen. Die Unruhen
in Kirgisien wären nun eine ideale
Gelegenheit gewesen, um diesen

Mechanismus im Ernstfall zu tes-
ten.

Ein zweites von Moskau lan-
ciertes Regionalbündnis ist die
Shanghai-Organisation für Zu-
sammenarbeit (SOZ). Zu ihr ge-
hört neben den zentralasiatischen
Staaten auch China. Vergangene
Woche tagte ein SOZ-Gipfel in der
usbekischen Hauptstadt Tasch-
kent. Doch auch dieses regionale
Gremium war zu keiner Handlung
fähig.

Mit Hilfe dieser Bündnisse
wollte Russland vor allem den
Einfluss der USA in Zentralasien
schwächen. Noch vor einem Jahr
hatte Moskau dem damaligen kir-
gisischen Präsidenten Bakijew Fi-
nanzhilfen von über zwei Milliar-
den Dollar versprochen, wenn er
im Gegenzug die amerikanische
Luftwaffenbasis in seinem Land
schliesst. Bakijew nahm das russi-
sche Geld gerne entgegen, den

US-Stützpunkt schloss er aber
nicht. Der kirgisische Präsident
nutzte die Gelegenheit allerdings,
um Washington einen wesentlich
höheren Pachtpreis abzupressen.
Denn für die USA ist die Basis in
Manas ein wichtiger Versorgungs-
stützpunkt für die Operationen in
Afghanistan.

Obama lässt Medwedew Vortritt
Durch diese Hinterlist hat sich

Bakijew in Moskau jedoch diskre-
ditiert. Nachdem er im April von
einem wütenden Mob aus dem
Präsidentenpalast vertrieben
wurde, war es Russland, das die
Übergangsregierung von Rosa
Otunbajewa als erstes Land aner-
kannte. Die USA warteten hin-
gegen lange zu, bevor sie den Um-
sturz in Kirgisien guthiessen.

Auch jetzt scheint US-Präsi-
dent Obama dem Kreml den Vor-
tritt lassen zu wollen. Moskau

hatte die amerikanische Präsenz
in Zentralasien immer wieder
harsch kritisiert. Nun bietet Oba-
ma Russland fast demonstrativ
die Möglichkeit, seinen Anspruch
als Platzhirsch mit Taten zu be-
weisen. «Doch möglicherweise
fehlen der russischen Armee dazu
die Mittel», erklärt der Militär-
experte Alexander Golts das russi-
sche Zögern.

Ganz vom Tisch ist eine russi-
sche Intervention aber anschei-
nend noch nicht. Präsident Med-
wedew führte gestern Gespräche
im Rahmen der ODKB. Am Sonn-
tag verstärkte Moskau sein Trup-
penkontingent auf seinem nord-
kirgisischen Stützpunkt um 300
Mann. Und gestern meldete die
kirgisische Nachrichtenagentur
Akipress, der Flughafen Osch be-
reite sich auf die Ankunft russi-
scher Soldaten vor. War das mehr
als nur Wunschdenken?

Angriff auf
Flotte: Israel
will Klarheit
JERUSALEM. Ob die Gaza-Blo-
ckade legal ist und ob der Angriff
auf das türkische Schiff «Mavi
Marmara» gerechtfertigt war, der
zu neun Todesopfern führte: Dies
soll nun eine israelische Unter-
suchungskommission herausfin-
den. Die Regierung entschied ges-
tern über das dreiköpfige Team
unter dem Vorsitz von Jakob Tir-
kel, ehemals Richter am Obersten
Gerichtshof in Jerusalem. Inter-
nationale Beobachter sind der
irische Friedensnobelpreisträger
David Trimble sowie der Kanadier
Ken Watkin, früherer Brigade-
general und Staatsanwalt.

Keine Vertreter der Türkei
Die Untersuchungskommis-

sion soll auch Aufschluss über die
Passagiere auf der «Mavi Mar-
mara» liefern. «Es wäre deshalb
sinnvoll gewesen, wenn auch die
Türkei in der Kommission vertre-
ten gewesen wäre», meint Raanan
Sulitzeanu-Kenan von der Hebräi-
schen Universität in Jerusalem,
der dennoch auf die Kooperation
Ankaras hofft. Das Aussenminis-
terium dort liess jedoch verlauten,
die Türkei bringe der Untersu-
chungskommission kein Vertrau-
en entgegen. Die radikalislami-
sche Hamas kritisierte, es sei «un-
möglich, dass der Verbrecher sein
eigenes Verbrechen untersucht»,
wie ein Sprecher in Gaza sagte.

Beschränkte Befugnisse
Grundsätzlich ist die Kommis-

sion auf die Kooperationsbereit-
schaft der zuständigen Minister
und der Militärführung angewie-
sen, wenn sie die Hintergründe
prüft, die Ende Mai zu dem blu-
tigen Marineeinsatz gegen die
Gaza-Flotte führten. Sie ist nicht
befugt, Zeugen unter Eid zu stel-
len. Tirkel kündigte zudem an,
«kein Freund von persönlichen
Empfehlungen» zu sein.

Unklar ist, inwieweit die beiden
ausländischen Beobachter Ein-
fluss nehmen können. «Es han-
delt sich um zwei sehr ernstzu-
nehmende Juristen», meint Sulit-
zeanu-Kenan. «Sie werden sich
sicher einmischen und ihre Mei-
nung kundtun», wenn es etwa
darum gehe zu prüfen, ob auch
Alternativen zum Angriff erwogen
worden seien. Susanne Knaul

Afghanen sitzen auf einer Goldgrube
Laut einer neuen amerikanischen Studie besitzt Afghanistan umfangreiche, bisher unbekannte
Rohstoffvorkommen. Damit werden neue Interessen für das Land geweckt.
WILLI GERMUND

KABUL. Afghanistan, über Jahr-
hunderte der «Friedhof der Erobe-
rer», hat das Potenzial, sich für die
Welt zum «Saudi-Arabien des Li-
thiums» zu wandeln. Das behaup-
ten Geologen des US-Verteidi-
gungsministeriums, die jahrelang
die kargen Berge am Hindukusch
untersuchten und nun ihre Ergeb-
nisse veröffentlichen. «Das gibt
atemberaubende Möglichkei-
ten», schwärmte der Komman-
dant des US-Central Command,
General David H. Petraeus, «es
gibt zwar noch eine Menge an
Wenn und Aber, doch ich denke,
dass die Funde sehr bedeutend
sind.»

Wichtig sind sie gegenwärtig in
erster Linie für die Regierungen
des Westens, die angesichts stei-
gender Verluste der 130000 in
Afghanistan stationierten Solda-
ten und nur wenigen vorzeigba-
ren Erfolgen unter wachsendem
Rechtfertigungsdruck gegenüber
ihren Wählern stehen. Während
von Washington bis Berlin Ab-
zugsszenarien entworfen werden,

unterstützen die Rohstoff-Funde
die Geostrategen, die eine perma-
nente westliche Militärpräsenz in
Afghanistan propagieren.

Bisher kein Bergbauland
Lithium ist der Stoff, aus dem

etwa die kleinen Batterien für
Mobiltelefone und Smartphones
hergestellt werden. Bislang ist
hierbei Bolivien Weltmarktführer.
Doch exakt unter der menschen-
feindlichen Wüstenlandschaft der
Provinz Ghazni soll sich unter
einigen Salzseen ein Schatz ver-
stecken, der bis zu einer Billion
US-Dollar wert ist. Damit nicht
genug: In Afghanistan gibt es laut
den Pentagon-Geologen auch
Gold in bislang unbekannter
Menge. Ausserdem Niobium, das
für die Supraleitung gebraucht
wird. Die Ausbeutung dieser Roh-
stoffe könnte dereinst den blü-
henden Opium-Export zur Rand-
erscheinung werden lassen.

Bislang kennt Afghanistan
Bergbau nur in Kleinbetrieben;
abgebaut wird etwa Lapislazuli
oder Kohle. Vor zwei Jahren si-

cherte sich ein chinesisches Kon-
sortium die Abbaurechte für ein
riesiges Kupfervorkommen in der
Logar-Provinz. Die Firma, so be-
haupten die USA, hatte dem da-
mals zuständigen Bergbauminis-
ter zuvor 30 Millionen Dollar auf
sein Privatkonto in Dubai ein-
gezahlt. Rahman Ashraf, ein in
Tübingen ausgebildeter Geologe
und Berater von Präsident Hamid
Karzai, setzt grosse Hoffnung in
das Vier-Milliarden-Dollar-Pro-
jekt, das sogar den Bau einer
Eisenbahn nach China vorsieht.
«Ein solches industrielles Projekt
schafft Arbeitsplätze in einer Ge-
gend, in der es bislang nur Land-
wirtschaft gibt.»

Neue Interessen geweckt
Und Krieg. Viele der Vorkom-

men liegen in besonders um-
kämpften Gebieten entlang der
Grenze zu Pakistan und im Süden
des Landes. Die Veröffentlichung
der Rohstoffvorkommen fällt zu-
dem in eine brisante Zeit. Ange-
sichts des absehbaren Abzugs der
Nato aus Afghanistan versuchen

verschiedene Regionalmächte
und Staaten mit strategischen In-
teressen, sich am Hindukusch
neu zu positionieren. Die aufstre-
bende Wirtschaftsmacht Indien
etwa, die Afghanistan bislang als
Chance betrachtete, Pakistan das
Leben schwerzumachen, wird
nun auch hungrig auf die Boden-
schätze schauen. Auch China
dürfte seine Chance suchen,
ebenso wie Pakistan und Iran.

«Nicht Hilfe im Vordergrund»
Neun Jahre nachdem der Wes-

ten in Afghanistan antrat, um die
islamistische Terrorbedrohung in
aller Welt zu bekämpfen, ändert
sich damit der Charakter des Kon-
flikts. Afghanen wie der Provinz-
politiker Haji Mohamed Ehsan in
der Stadt Kandahar fühlen sich
bestätigt. «Es ist gut, dass die USA
die Taliban und Al Qaida bekämp-
fen», sagt er, «aber ich war immer
überzeugt, dass nicht die Hilfe für
Afghanistan, sondern das Eigen-
interesse im Vordergrund des
westlichen Engagements gestan-
den hat.»

Belgien: Mit Separatisten
eine Regierung bilden?
Nach dem Triumph der
flämischen Separatisten bei
der Parlamentswahl in
Belgien hat eine schwierige
Regierungsbildung begonnen.

BRÜSSEL. König Albert traf sich
gestern mit dem scheidenden Mi-
nisterpräsidenten Yves Leterme
und nahm dessen Rücktritts-
gesuch offiziell entgegen. Der
Christdemokrat hatte 2007 neun
Monate gebraucht, um seine Ko-
alition zu schmieden. Im April
scheiterte seine Regierung an ei-
nem Streit zwischen Flamen und
Wallonen über einen Wahlkreis.

Der König sondiert
König Albert wollte sich zudem

so schnell wie möglich mit den
Vorsitzenden der verschiedenen
Parteien treffen. Angekündigt war
gestern noch ein Treffen mit
Wahlsieger Bart De Wever von der
Neuen Flämischen Allianz (NVA).

Zum ersten Mal bei einer Wahl
auf nationaler Ebene siegte am
Wochenende in Belgien eine Par-
tei, die offen für eine Aufspaltung
des Landes eintritt. Die NVA ver-

fügt nach dem gestern abend
noch nicht offiziellen Endergeb-
nis über 27 Sitze und damit über
ein Mandat mehr als die Sozialis-
ten (PS), die aber im französisch-
sprachigen Wallonien stärkste
Kraft wurden. Zusammen mit den
flämischen Sozialisten könnte die
PS trotzdem die grösste Gruppe
im Parlament stellen und dadurch
PS-Chef Elio di Rupo zum neuen
Ministerpräsidenten werden.

EU-Vorsitz ohne Regierung?
Während des Wahlkampfs hat-

te De Wever erklärt, es ziehe ihn
nicht ins Amt des Regierungschefs
in einem vereinten Belgien, weil
man dann Wahlversprechen auf-
geben müsse. Vielmehr sei er zu
einer Vereinbarung bereit, die
zum ersten Mal seit 1974 einen
Frankophonen an die Spitze der
Regierung liesse – wenn dafür
Flandern mit mehr Rechten aus-
gestattet würde. Trotzdem wird
befürchtet, dass sich die Regie-
rungsbildung in die Länge ziehen
und auch bis zu Belgiens Über-
nahme der EU-Ratspräsident-
schaft am 1. Juli noch nicht abge-
schlossen sein könnte. (rtr)


